 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/6100192/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Riin der Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf]-
Adr*** vertreten durch WTG Dr. Reinold - Mag. Veith Steuerberatungs GmbH, Am
Modenapark 10 Tir 10, 1030 Wien, Uber die Beschwerde vom 24. November 2016 gegen den
Bescheid des Finanzamtes Salzburg-Stadt vom 14. November 2016 betreffend
Haftungsbescheid / Sonstige 11.2013-12.2013 Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht
erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Datum 08.02.2016 erlieB das FA einen Haftungsbescheid an die beschwerdeflihrende
GmbH. Das FA zog damit die BF zur Haftung flir Umsatzsteuer 12/2014 nach § 14 BAO heran.
Diese Umsatzsteuer resultiere aus dem Verkauf der wesentlichen Grundlagen eines
Unternehmens an die BF mit Rechnung vom 01.12.2014. Diese Umsatzsteuer sei von der
Verkauferin nicht entrichtet worden.

Im folgenden Beschwerdeverfahren (RV/6100529/2016) wurde der Beschwerde der BF Folge
gegeben und der angefochtene Bescheid aufgehoben. Der Unternehmenskauf sei im Jahr 2013
erfolgt. Die BF konne nicht fiir Abgaben in Anspruch genommen werden, fiir die der
Abgabenanspruch erst nach der Ubereignung entstanden sei. Aufgrund der Ubereignung des
Betriebes im Jahr 2013 konne daher eine Haftung gemaR § 14 BAO fir Umsatzsteuer 12/2014
nicht zurecht ausgesprochen werden. Die in der Beschwerdevorentscheidung durchgefiihrte
Abanderung des Bescheidspruches, wonach die Haftung nun fir die Umsatzsteuer 2013
ausgesprochen werde, stelle eine Anderung der Sache des konkreten Haftungsverfahren dar.
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Eine derartige Anderung der Sache des Beschwerdeverfahrens kénne nicht in diesem

Verfahren behandelt werden.

Darauf erlieR das FA mit Datum 14.11.2016 einen weiteren Haftungsbescheid, mit dem die BF
gemalk § 14 BAO zur Haftung fiir einen Betrag von € 80.000,00 in Anspruch genommen wurde.
Haftungsgegenstandlich war nun die von der Verkauferin des Unternehmens nicht entrichtete
Abgabenschuld fir Umsatzsteuer 11-12/2013, die der BF im Haftungswege vorgeschrieben
werde.

Auch gegen diesen Haftungsbescheid erhob die BF durch ihren ausgewiesenen Vertreter
fristgerecht Beschwerde, und fiihrte darin im Wesentlichen aus, dass die BF als Erwerberin des
Geschaftsbetriebes der Verkiuferin im Zeitpunkt der Ubereignung weder wusste noch hitte
wissen konnen, dass die Umsatzsteuer von der Verkauferin nicht entrichtet worden sei und die
Inanspruchnahme der BF als Haftende ermessenswidrig sei.

Dies deshalb da sich die BF im Zuge der Verkaufsverhandlungen genau lber die wirtschaftliche
Situation der Verkauferin informiert habe und aufgrund der vorliegenden Bilanz zum
31.10.2011 und 2012 und der Saldenlisten fiir 2013 bzw. im Jahr 2014 aufgrund der Bilanz zum
31.10.2013 davon Uberzeugt habe, dass ein Eigenkapital und liquide Mittel in Hohe von mehr
als € 300.000,00 vorgelegen seien. Weiters habe man sich durch Auszlige bei der GKK und aus
dem Finanz Online per Ende November 2013 davon lberzeugt, dass keine Beitrags- und
Abgabenschulden bestiinden. Aufforderungen der BF an die Verkauferin zur Rechnungslegung

sei erstmalig ab Janner 2014 erfolgt.

Zudem sei die Inanspruchnahme der BF ermessenswidrig. Es hatten genligend Barmittel bei
der Verkauferin vorgelegen, um die USt Schuld aus dem Verkauf zu begleichen. Wenn nun die
BF drei Jahre nach diesem Vorgang in Anspruch genommen werde, obwohl das Unternehmen
noch bestehe und der GF — soweit bekannt sich im Raum ***DE*** aufhalte.

Zudem fuhre die Geltendmachung der Haftung zu einer systemwidrigen Kummulierung der USt

im Unternehmensbereich.

Das FA erliel3 in der Folge eine Beschwerdevorentscheidung und wies die Beschwerde als
unbegriindet ab. Die Zugehorigkeit der USt aus dem Verkauf beziehe sich auf die
Tatbestandsverwirklichung und nicht auf den Zeitpunkt der Geltendmachung. Die Kenntnis der
Schuld ergebe sich aus dem Kaufvertrag und den vorhergehenden Verhandlungen.

Eine Kummulierung der USt liege nicht vor, da ein zivilrechtlicher Regress der BF beim
Verkaufer moglich sei.

Es liege keine ermessenswidrige Inanspruchnahme der BF im Haftungswege vor, da im Jahr
2015 (infolge der Durchfihrung der BP) erfolglose Pfandungsmalnahmen gegen die
Verkauferin gefiihrt worden seien. Die Adresse des GF der Verkauferin in Osterreich sei
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lediglich die Firmenanschrift der Verkdauferin gewesen. Zudem wiirde auch eine bekannte
deutsche Adresse die Einbringung der Abgaben durch die Rechtshilfe im
Vollstreckungsverfahren erschweren.

Darauf beantragte die BF durch ihren ausgewiesenen Vertreter fristgerecht die Vorlage der
Beschwerde zur Entscheidung durch das BFG und beantragte die Entscheidung durch den
gesamten Senat und die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung.

Uber Vorhalt des Berichterstatters teilte der Vertreter der BF mit Schreiben vom 14.02.2020
mit, dass keine Uberrechnung der USt aus dem Kaufpreis vorgenommen worden sei; wie sich
der Kaufpreis auf die ibernommenen Wirtschaftsgliter verteilt habe und welche Schulden mit
Ubernommen worden seien sowie dass die BF aufgrund der im Jahr 2014 ausgestellten
Gutschrift den VorSt Abzug vorgenommen habe.

Uber Vorhalt des Berichterstatters teilte das FA mit Schreiben vom 18.02.2020 mit, dass keine
bescheidmaRige Festsetzung der haftungsgegenstandlichen USt fur 11/2013 und 12/2013
erfolgt sei, da eine Bescheidzustellung an die VerdauRerin nicht erfolgversprechend gewesen
ware, die Gesellschaft mit 23.01.2019 gem. § 40 FBG wegen Vermogenslosigkeit geldscht
worden sei und die Feststellungen und Festsetzungen nun im Haftungsverfahren zu treffen
seien.

In der mindlichen Verhandlung vom 19.02.2020 fiihrte der Vertreter der BF zu diesem Punkt
erganzend aus, dass der verfahrensgegenstandliche Haftungsbescheid im Jahr 2016 erstellt
worden sei und die Loéschung der GmbH im Jahr 2019 erfolgt sei. Daher stelle sich die Frage, in
wie weit der verfahrensgegenstandliche Haftungsbescheid rechtsgiiltig sein konne.

Gegen dieses Erkenntnis erhob das FA fristgerecht ao. Revision. Mit Erkenntnis vom 05.04.2022
Ra 2020/13/0035 hob der VWGH das Erkenntnis des BFG wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes
auf. Mit Schriftsatz vom 23.05.2022 zog die BF durch ihren ausgewiesenen Vertreter den
Antrag auf Entscheidung durch den Senat in mindlicher Verhandlung zuriick.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt und Beweiswiirdigung

Das BFG legt seiner Entscheidung den folgenden, als erwiesen angenommenen Sachverhalt
zugrunde:

Die BF erwarb mit Kaufvertrag vom 29.11.2013 zum Stichtag 01.12.2013 im Wege eines ,Asset
Deals” die wesentlichen Grundlagen des Betriebes der Verkauferin (einer GmbH) fir einen
Kaufpreis von € 400.000,00 zuziglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Dieser Betrag war
yunmittelbar nach beiderseitiger Unterfertigung der Vereinbarung und nach Bekanntgabe und
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Fakturentibermittlung ... auf ein vom Verkaufer zu benennendes Konto“ zu liberweisen. Die
Umsatzsteuer konnte im Wege der Uberrechnung beglichen werden. Dies ergibt sich aus § 2
des Kaufvertrages vom 29.11.2013.

Die BF Uberwies nach beiderseitiger Unterfertigung des Kaufvertrages am 29.11.2013 einen
Betrag von € 380.000,00 auf ein Konto der Verkauferin. Der Betrag ergab sich aus dem oben
angefiihrten Betrag von € 400.000,00 zuziglich Umsatzsteuer abziglich der von der BF
Ubernommenen Kundenanzahlungen und nicht eingeloster Reisegutscheine, deren Geldwert
iHv € 100.000,00 bei der Verkauferin verblieb. Dies ergibt sich aus § 1 des Kaufvertrages vom
29.11.2013 und der Vorhaltsbeantwortung der BF vom 14.02.2020. Eine Uberrechnung der USt
durch die BF erfolgte nicht. Dies ergibt sich aus der Vorhaltsbeantwortung der BF vom
14.02.2020. Die Verkauferin erstellte bis dato keine Faktura. Dies ergibt sich aus den Akten der
belangten Behorde in diesem Haftungsverfahren.

Die Verkauferin erfasste weder die Zahlung von € 380.000,00 noch die Verschaffung der
Verfligungsmacht fur die verkauften ,Kundendateien, Markenrechte, des Blirozubehors, der
Hard und Software, sowie allen Miet-, Agentur- und sonstigen Vertragen sowie der Marke und
der Wortbildrechte an dieser Marke” in den entsprechenden Umsatzsteuervoranmeldungen
und fiihrte die daraus resultierende Umsatzsteuer nicht an das FA ab. Dies ergibt sich aus den
Akten des Prufungsverfahrens bei der Verkauferin.

Im Jahr 2015 fihrte das FA eine Umsatzsteuernachschau bei der Verkauferin durch. Vor Beginn
dieser Nachschau legte der steuerliche Vertreter der Verkauferin die Vollmacht zuriick, da er
keinen Kontakt zum Geschaftsfihrer der Verkauferin mehr habe und ihm auch keine
Buchhaltungsunterlagen zur Verfligung stehen wirden; das FA flhrte in der Folge dann eine BP
Uber das Jahr 2013 durch. Nach Abschluss dieser BP erfolgte die Festsetzung der Umsatzsteuer
fir den Monat 12/2014 in Hohe von € 80.000,00, da die BF in diesem Monat an die Verk&uferin
eine Gutschrift i.H.v. € 400.000,00 zzgl. 20 % Umsatzsteuer ausgestellt hatte und die
Verkduferin die Umsatzsteuern aus dieser Gutschrift nicht in der Voranmeldung fur 12/2014
erfasst hatte. Dies ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens sowie aus den
Datenbanken der Finanzverwaltung betreffend die StNr. der Verkauferin.

In weiterer Folge erlieB das FA mit Datum 08.02.2016 gemaR § 14 BAO einen Haftungsbescheid
an die BF und brachte dabei der BF auch den der Haftung zugrundeliegenden
Umsatzsteuerbescheid betreffend die Verkauferin (fur 12/2014) vom 26.08.2015 zur Kenntnis.
Dies ergibt sich aus den Akten des Beschwerdeverfahrens zu RV/6100159/2016.

Nach Aufhebung dieses Bescheides setzte das FA die haftungsgegenstandliche USt nicht neu
fest. Der Umsatzsteuerbescheid betreffend die Verkduferin (fir 12/2014) vom 26.08.2015 ist
nach wie vor in Kraft. Dies ergibt sich aus den Datenbanken der Finanzverwaltung betreffend
die StNr. der Verkauferin.
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Dem am 14.11.2016 neu erlassenen Haftungsbescheid wurde dementsprechend auch kein
Bescheid betreffend ,,Umsatzsteuer 11-12/2013“ beigelegt. Dies ergibt sich aus den Akten des
gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens und der Vorhaltsbeantwortung des FA vom
18.02.2020.

Die BF hat die VorSt aus dem Unternehmensverkauf in der UVA 12/14 abgezogen. Das ergibt
sich aus der Vorhaltsheantwortung der BF vom 14.02.2020.

Die Verkauferin wurde mit 23.01.2019 gemaR § 40 FBG im Firmenbuch geldscht. Dies ergibt
sich aus der Vorhaltsbeantwortung des FA vom 18.02.2020.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Gemal § 14 Abs. 1 lit. a BAO haftet der Erwerber, wenn ein Unternehmen oder ein im Rahmen
eines Unternehmens gesondert gefiihrter Betrieb im Ganzen Ubereignet wird fir Abgaben, bei
denen die Abgabepflicht sich auf den Betrieb des Unternehmens griindet, soweit die Abgaben
auf die Zeit seit dem Beginn des letzten, vor der Ubereignung liegenden Kalenderjahres
entfallen.

Dies gilt nur insoweit, als der Erwerber im Zeitpunkt der Ubereignung die in Betracht
kommenden Schulden kannte oder kennen musste und insoweit, als er an solchen
Abgabenschuldigkeiten nicht schon so viel entrichtet hat, wie der Wert der libertragenen
Gegenstande und Rechte (Besitzposten) ohne Abzug (ibernommener Schulden betragt.

Aufgrund des gegenstandlichen Vertrages vom 29.11.2013 wurde nach Sicht des BFG von der
BF ein lebendes Unternehmen erworben, da es der BF durch die Ubertragung der wesentlichen
Geschaftsgrundlagen ermoglicht wurde, die Tatigkeit der Verkauferin mit den ibernommenen
Vermogensgegegenstanden fortzusetzen. (Ritz § 14 BAO, Tz. 3-8) Die BF hat damit ein
Unternehmen im Sinne des § 14 BAO erworben.

GemalR § 224 Abs. 1 BAO werden die in Abgabenvorschriften geregelten personlichen
Haftungen durch Erlassung von Haftungsbescheiden geltend gemacht. In diesen ist der
Haftungspflichtige unter Hinweis auf die gesetzliche Vorschrift, die seine Haftungspflicht
begrindet, aufzufordern, die Abgabenschuld, fiir die er haftet, binnen einer Frist von einem
Monat zu entrichten.

5von7



Seite 6 von 7

Der verfahrensgegenstandliche Bescheid vom 14.11.2016 ist ein Haftungsbescheid im Sinne
des § 224 BAO, die Begriindung des Ermessens fiir die Haftungsinanspruchnahme ist
dahingehend erfolgt, dass das FA den Geschaftsfiihrer der Verkauferin nicht auffinden konnte.

Gemal § 224 Abs. 3 BAO ist die Geltendmachung eines Abgabenanspruches anlasslich der
Erlassung eines Haftungsbescheides gemal Abs. 1 nach Eintritt der Verjahrung des Rechtes zur
Festsetzung der Abgabe nicht mehr zulassig.

GemaR § 248 BAO kann der nach Abgabenvorschriften Haftungspflichtige unbeschadet der
Einbringung einer Bescheidbeschwerde gegen seine Heranziehung zur Haftung
(Haftungsbescheid, § 224 Abs. 1) innerhalb der fiir die Einbringung der Bescheidbeschwerde
gegen den Haftungsbescheid offenstehenden Frist auch gegen den Bescheid lber den
Abgabenanspruch Bescheidbeschwerde einbringen. Beantragt der Haftungspflichtige die
Mitteilung des ihm noch nicht zur Kenntnis gebrachten Abgabenanspruches, so gilt § 245 Abs.
2, 4 und 5 sinngemal.

Eine Bescheidbeschwerde gegen den Bescheid, in dem lGber den Abgabenanspruch
abgesprochen wurde, war der BF nicht moglich, da das FA die im Haftungsbescheid vom
14.11.2016 geltend gemachte Zahllast fur USt 11-12/2013 in Hohe von € 80.000,00 (der USt
aus dem Unternehmenskauf) bei der Verkauferin nicht bescheidmaRig festgesetzt hatte,
sondern die urspriingliche Vorschreibung dieser USt flir 12/2014 (siehe RV/6100529/2016)
bestehen liels.

Der Vertreter der BF flihrte dazu in der miindlichen Verhandlung vom 19.02.2020 nun aus, dass
ihm kein USt Bescheid fir den Zeitraum 11-12/2013 zur Kenntnis gebracht worden sei und er
deshalb keine Mdglichkeit gehabt habe, gegen diesen Bescheid vorzugehen.

Das FA argumentierte im Wesentlichen damit, dass eine Zustellung des Bescheides an die
Verkaduferin nicht erfolgversprechend gewesen sei, die Gesellschaft gel6scht worden sei und
daher die Hohe bzw. der Grund der Abgabenvorschreibung nicht in einem Abgabenverfahren
sondern im gegenstandlichen Haftungsverfahren abzuklaren seien.

Nach dem Erkenntnis des VwWGH vom 05.04.2022, Ra 2020/13/0035 Rz. 15 setzt die
Geltendmachung einer abgabenrechtlichen Haftung zwar das Bestehen einer Abgabenschuld
voraus, nicht jedoch, dass diese Schuld dem Abgabenschuldner gegenliber geltend gemacht
wurde; da abgabenrechtliche Haftungen keinen bescheidakzessorischen Charakter haben. Dies
folgt der VWGH u.a. aus § 224 Abs. 3 BAO, der die erstmalige Geltendmachung eines
Abgabenanspruches anlasslich der Erlassung eines Haftungsbescheides bis zur Verjahrung des
Rechtes zur Festsetzung der Abgabe zulasst (vgl. VWGH 24.2.2004, 99/14/0242).

Dies gilt nicht nur in Ausnahmefallen wenn vor Erlassung eines Haftungsbescheides die
Moglichkeit der rechtsgiiltigen Erlassung und Zustellung eines Abgabenbescheides an den
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Abgabenschuldner nicht mehr besteht. VWGH vom 05.04.2022, Ra 2020/13/0035 Rz. 16 unter
Verweis auf § 224 Abs. 3 BAO mwN)

Durch § 248 BAO ist dem Haftenden ein Rechtszug gegen den Abgabenbescheid eingeraumt.
Ist der Entscheidung Uber die Heranziehung zur Haftung kein Abgabenbescheid
vorangegangen, gibt es eine solche Bindung nicht. In einem solchen Fall ist die Frage, ob ein
Abgabenanspruch gegeben ist, als Vorfrage im Haftungsverfahren von dem fir die
Entscheidung liber die Haftung zustandigen Organ zu entscheiden (vgl. VwWGH 19.12.2002,
2000/15/0217; 26.5.2021, Ra 2020/1 3/0073 Jeweils mwN). In derartigen Fallen sind die
Einwendungen gegen den Abgabenanspruch im Haftungsverfahren zu behandeln (vgl. VwGH
30.10.2001, 98/14/0142, mwN).

Damit ist aber das fortgesetzte Verfahren entschieden und die Beschwerde war daher als
unbegriindet abzuweisen.

2.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das gegenstandliche Erkenntnis im fortgesetzten Verfahren beruht auf der zum gleichen
Sachverhalt ergangenen Erkenntnis des VWGH vom 05.04.2022, Ra/2020/13/0035. Eine
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung liegt nicht vor.

Salzburg, am 31. Mai 2022

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt und Beweiswürdigung
	2. Rechtliche Beurteilung
	2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	2.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




